
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Daniel Föst, Katja Suding, Renata Alt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/23600 –

Wohnen im Alter

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Durch den demographischen Wandel ändert sich unsere Gesellschaft massiv. 
Das führt unter anderem dazu, dass der Bedarf an altersgerechtem Wohnraum 
in den nächsten Jahren drastisch steigen wird. Nach Berechnungen des Statis-
tischen Bundesamts werden fast 40 Prozent der Gesamtbevölkerung in 20 Jah-
ren älter als 60 Jahre sein (https://service.destatis.de/bevoelkerungspyramide/#
!y=2041&a=20,59&g). Wohnen im Alter ist also mehr als ein baupolitisches 
Thema – es ist eine gesellschaftliche Aufgabe und Herausforderung. Die 
Schaffung von ausreichend barrierefreiem oder barrierearmem Wohnraum ist 
somit nach Auffassung der Fragesteller ein dringend anzugehendes Problem. 
In ihrem aktuellen Koalitionsvertrag betonen CDU, CSU und SPD, dass ältere 
Menschen und Menschen mit Behinderungen barrierearme und barrierefreie 
Wohnungen und ein Wohnumfeld benötigen, in dem sie möglichst lange 
selbstbestimmt leben können (S. 111). Klar ist aber auch, dass dieser Bedarf 
nicht nur durch Neubau gedeckt werden kann und zudem neben rein baulichen 
Voraussetzungen auch das Wohnumfeld stärker mitbedacht werden muss.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Mit zunehmendem Alter gewinnen Wohnung und Wohnumfeld immer mehr an 
Bedeutung, da mehr Zeit in den eigenen vier Wänden verbracht wird. Der 
8. Altersbericht der Bundesregierung (https://www.achter-altersbericht.de/ber
icht) hebt dies deutlich hervor. Mehr als 90 Prozent der älteren Menschen wün-
schen sich, dass sie so lange wie möglich in der vertrauten Umgebung leben 
können, auch wenn Krankheit, Hilfe- und Pflegebedürftigkeit eintreten. Gesell-
schaftliche Teilhabe ist ihnen wichtig. Die demografische Entwicklung in 
Deutschland bewirkt einen zunehmenden Bedarf an altersgerechtem, barriere-
freien oder barrierearmen Wohnraum.
Zudem hat die Corona-Pandemie den Blick auf die eigenen vier Wände gelenkt 
und verdeutlicht, wie wichtig Wohnung und Wohnumfeld sind. Die Bundes-
regierung setzt sich für ein selbstständiges und selbstbestimmtes Wohnen in 
vertrauter Umgebung so lange wie möglich ein. Dabei unterstützen die unter-
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schiedlichen Programme und Maßnahmen sowohl die altersgerechte Gestaltung 
von Wohnraum und Wohnumfeld als auch die Schaffung von Hilfestrukturen.

 1. Welche Projekte, Wettbewerbe und Anlauf- und Beratungsmöglichkeiten 
im Themenbereich „Wohnen im Alter“ wurden durch das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) in welcher 
Höhe in den Jahren 2010 bis 2020 gefördert (bitte nach Projekt, Haus-
haltstitel, Bundesländern und Jahren auflisten)?

Es wird auf die Anlage 1 verwiesen.

 2. Welche Projekte, Wettbewerbe und Anlauf- und Beratungsmöglichkeiten 
im Themenbereich „Wohnen im Alter“ wurden durch das Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) in welcher Höhe in den 
Jahren 2010 bis 2020 gefördert (bitte nach Projekt, Haushaltstitel, Bun-
desländern und Jahren auflisten)?

Es wird auf die Anlage 2 verwiesen.

 3. Wie bewertet die Bundesregierung die aufgelisteten Projekte (bitte je-
weils begründen)?

Im Rahmen ihrer gesellschaftspolitischen Maßnahmen fördert die Bundesregie-
rung u. a. modellhafte Projekte zur Umsetzung innovativer, beispielgebender 
Konzepte für ältere Menschen. Im Mittelpunkt steht das eigenständige Wohnen 
im Alter, auch bei Hilfe- und Pflegebedarf. Ziel ist zu zeigen, wie man auch mit 
Einschränkungen sowie im hohen Alter selbstbestimmt wohnen und im häus-
lichen Umfeld leben kann. Das umfasst u. a. die bauliche Gestaltung der Woh-
nung und des Wohnumfelds, das nachbarschaftliche Miteinander sowie Unter-
stützungs- und Informationsangebote. Die in der Antwort zu Frage 1 genannten 
Fördermaßnahmen haben mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung zahlreiche 
Ansätze, Konzepte und Arbeitshilfen entwickelt und erprobt, um ein eigenstän-
diges Wohnen im Alter zu unterstützen. Die modellhaften Projekte zeigen bei-
spielweise, wie eine Wohnung altersgerecht gestaltet werden kann. Des Weite-
ren wird exemplarisch die Unterstützung des selbstständigen Wohnens durch 
eine aktive Nachbarschaft und wohnortnahe Dienstleistungen veranschaulicht. 
Zudem werden durch die Entwicklung neuer und alternativer Wohnformen im 
Alter, die das generationsübergreifende, gemeinschaftliche Wohnen in den 
Blick nehmen, Wege aufgezeigt, um ungewollte Umzüge in Pflegeheime zu 
vermeiden.
Die in der Antwort zu Frage 2 aufgeführten Projekte haben wichtige Grund-
lageninformationen geliefert sowie durch eine breite Kommunikation eine stär-
kere Bewusstseinsbildung für das Wohnen im Alter angestoßen.

 4. Wurden abgeschlossene Pilotprojekte entsprechend evaluiert, und was 
sind die Erkenntnisse aus diesen Projekten?

Im Rahmen der verschiedenen Programme und Projekte des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) sind vielfältige An-
sätze, Konzepte und Arbeitshilfen zum altersgerechten Wohnen und Leben ent-
wickelt, umgesetzt und erprobt worden.
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Die so gesammelten Methoden und Instrumente werden fachlich aufbereitet 
und anderen Interessierten als Anregung und „Werkzeugkasten“ zur Verfügung 
gestellt: Kommunen, Organisationen, Trägerinnen und Trägern oder Bürgerin-
nen und Bürgern, die vor Ort ähnliche Angebote entwickeln und realisieren 
wollen. Die Bereitstellung der Informationen erfolgt insbesondere auf der Inter-
netseite „Zuhause im Alter“ (https://www.serviceportal-zuhause-im-alter.de/we
rkzeugkasten/aus-der-praxis-fuer-die-praxis.html). Zudem trägt das BMFSFJ 
Ergebnisse in der Publikation „Länger zuhause leben“ und in der Rubrik 
„Praxisbeispiele“ des Serviceportals „Zuhause im Alter“ zusammen. Einzelne 
Projekte werden auch nach Abschluss der Förderung begleitet. Ziel ist, die 
Resonanz, Wirkung und Weiterentwicklung der Projekte nachzuhalten (https://
www.serviceportal-zuhause-im-alter.de/service/foerderprojekte-im-rueckblic
k.html). Zu den einzelnen Projekten und Programmen werden in der Regel aus-
wertende Dokumentationen oder Handreichungen erstellt, die als Fachinforma-
tion auf der Internetseite „Zuhause im Alter“ sowie der Homepage des
BMFSFJ zur Verfügung stehen. So liegen zu den Programmen „Nachbar-
schaftshilfe und soziale Dienstleistungen“, „Anlaufstellen für ältere Menschen“
sowie „Gemeinschaftlich wohnen, selbstbestimmt leben“ Abschlussdokumen-
tationen vor, die Ergebnisse, Erkenntnisse sowie daraus folgende Empfehlun-
gen enthalten. Zudem wurde bei einzelnen Projekten des Programms „Anlauf-
stellen für ältere Menschen“ eine Tiefenanalyse durchgeführt.
Das in das damalige Wohneigentumsprogramm der KfW eingefügte Programm 
„Wohnen für (Mehr) Generationen“ zeigte Möglichkeiten auf, wie die Grün-
dung quartierbezogener Wohnprojekte mit der Bildung von Wohneigentum zur 
Altersvorsorge verbunden werden kann (https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/
publikationen/wohnen-fuer--mehr-generationen--gemeinschaft-staerken---quart
ier-beleben/77504).
Das Programm „Nachbarschaftshilfe und soziale Dienstleistungen“ hat den 
Stellenwert der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren ver-
deutlicht. Funktionierende Partnerschaften und Netzwerke unterstützen das 
eigenständige Wohnen im Alter. Zudem müssen Maßnahmen und Aktivitäten 
für ein selbstständiges Wohnen individuell auf die jeweilige Kommune, den je-
weiligen Sozialraum zugeschnitten sein (https://seniorenbueros.org/wp-content/
uploads/2020/06/Dokumentation-BMFSFJ_Programm-NsD-final.pdf).
Das Programm „Anlaufstellen für ältere Menschen“ zeigte auf, dass wohnort-
nahe und leicht zugängliche Infrastruktureinrichtungen Vertrauen vor Ort schaf-
fen. So geben Anlaufstellen als Orientierungshilfen Informationen über An-
gebote vor Ort und schaffen Begegnungsmöglichkeiten. Sie tragen somit zu 
einem Wohnumfeld bei, welches ein eigenständiges Leben und Wohnen im 
Alter unterstützt (https://www.serviceportal-zuhause-im-alter.de/fileadmin/sozi
aleswohnen/images/Startseite/Meldungen_2017/17-05-08_Dokumentation/D
V_Anlaufstellen_Abschlussbericht.pdf).
Im Rahmen des Programms „Gemeinschaftlich wohnen, selbstbestimmt leben“ 
wurde gezeigt, dass gemeinschaftliche Wohnformen die Möglichkeit bieten, 
Menschen im Alter und bei Hilfe- und Unterstützungsbedarf eine selbstbe-
stimmte und selbstständige Lebensführung zu ermöglichen. Die Wohnprojekte 
werden zur sozialen Bezugsgruppe jenseits der Familie, die wichtige Unterstüt-
zungsfunktionen übernimmt und der sozialen Isolation und Vereinsamung vor-
beugt (http://wohnprogramm.fgw-ev.de/media/forum_broschuere_abschlussdo
ku_modellprogramm_2020_beschreibung_fotos_-_kopie.pdf).
Die Modellvorhaben des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) wurden bisher nicht evaluiert bzw. eine Evaluierung ist noch nicht abge-
schlossen. Weitere Informationen zu den in der Frage 2 aufgelisteten Projekten 
finden sich auf den in der Anlage 2 angegebenen Internetseiten.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/24137



 5. Gibt es weitere vom Bund geförderte Projekte in den Jahren 2010 bis 
2020 (Wettbewerbe, Modellprojekte, Beratungs- und Anlaufstellen), die 
in anderen Bundesministerien angesiedelt sind, und wenn ja, welche 
(bitte nach Projekt, Haushaltstitel, Bundesländern und Jahren auflisten)?

Es wird auf die Anlage 3 verwiesen.

 6. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in welchen Ressorts in 
welcher finanziellen Höhe geplant, um den wachsenden Bedarf an alters-
gerechtem Wohnraum zu erhöhen?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 9, 9a und 9b verwiesen.

 7. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Bedarf an alters-
gerechtem Wohnraum in den Jahren 2025, 2030, 2035 und 2040 laut Pro-
gnose?

Aufgrund fehlender statistischer Informationen ist es nicht möglich, die Anzahl 
der Haushalte, die Bedarf an altersgerechtem bzw. barrierearmen/-freien Wohn-
raum haben, exakt zu quantifizieren. Nach Ergebnissen der Evaluation des 
KfW-Förderprogramms „Altersgerecht Umbauen (Barrierereduzierung – Ein-
bruchschutz)“, die im Auftrag des BMI sowie der KfW erstellt wurde, lag die 
Anzahl der Haushalte mit mobilitätseingeschränkten Mitgliedern zum Jahres-
ende 2018 bei etwa 3 Millionen. Weitere Details der Studie sind unter https://w
ww.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/News-Details_582720.html 
abrufbar. Nach Ergebnissen der genannten Evaluationsstudie wird bis zum Jahr 
2035 eine Versorgungslücke von rund zwei Millionen altersgerechter Wohnun-
gen prognostiziert.

 8. Wie viel Prozent des Bedarfes sind bereits heute vorhanden?

Eine bundesweite Erfassung von barrierearmen oder barrierefreien Wohnungen 
erfolgt nicht. Zudem ist der Begriff „barrierearm“ im Gegensatz zur Barriere-
freiheit nach DIN 18040-2 für den Wohnungsneubau nicht genau definiert.
Gemäß Mikrozensus-Zusatzprogramm „Wohnen“ 2018 ist jedoch bekannt, dass 
von 37.950.000 Haushalten (eingeschränkt auf Haushalte mit Teilnahme am 
Zusatzprogramm „Wohnen“) 578.000 Haushalte in einer rollstuhlgeeigneten 
Wohnung lebten.

 9. Welche Maßnahmen und Anreize hat die Bundesregierung für die Zu-
kunft geplant, um mehr Anreize zu schaffen, damit schneller, günstiger 
und mehr altersgerechter Wohnraum geschaffen wird?

a) Falls die Bundesregierung konkrete Maßnahmen geplant hat, warum 
hält sie diese für besonders geeignet, und wann werden diese begin-
nen?

b) Falls die Bundesregierung keine konkreten Maßnahmen geplant hat, 
warum nicht (bitte begründen)?

Die Fragen 9 bis 9b werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.
Bund, Länder und Kommunen haben auf dem Wohngipfel am 21. September 
2018 entscheidende Weichenstellungen für mehr bezahlbaren Wohnraum vor-
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genommen und mit der gemeinsamen Wohnraumoffensive ein umfangreiches 
Maßnahmenpaket vereinbart. Es umfasst, neben investiven Impulsen für den 
Wohnungsneubau und der Sicherung der Bezahlbarkeit, auch den Bereich der 
Baukostensenkung und der Fachkräftesicherung. Nach zwei Jahren sind zen-
trale Beschlüsse des Wohngipfels umgesetzt oder auf den Weg gebracht. Diese 
Maßnahmen unterstützen auch die Schaffung von mehr altersgerechtem Wohn-
raum. Weitere Informationen sind der Website https://www.die-wohnraumoffen
sive.de/home/ zu entnehmen.
Die Förderung zum Abbau von Barrieren im Wohnungsbestand im Rahmen des 
KfW-Programms „Altersgerecht Umbauen“ wird fortgesetzt. Im Jahr 2021 
stehen Mittel in Höhe von 75 Mio. Euro zur Verfügung. Zudem gewährt der 
Bund den Ländern für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus Bundesfinanzhilfen. In den Jahren 2020 bis 2024 sind 
hierfür jeweils 1 Mrd. Euro vorgesehen. Die Mittel können je nach Schwer-
punktsetzung in den Ländern beispielsweise für den Neubau von barrierefreien 
Wohnungen oder auch für Umbaumaßnahmen verwendet werden. Die Ausge-
staltung der Förderprogramme obliegt jedoch der ausschließlichen Zuständig-
keit der Länder.
Die Modellvorhaben der Variowohnungen zeigen, wie angesichts der alternden 
und sich wandelnden Gesellschaft die Schaffung von anpassbarem, urbanen 
Wohnraum funktionieren kann. Derzeit befindet sich ein Handlungsleitfaden 
„Variowohnen“ in Erarbeitung, der Bauwillige anregen soll, sich bereits zu Be-
ginn ihrer Maßnahme mit der späteren Anpassbarkeit von Gebäuden auseinan-
derzusetzen, und der bei der Umsetzung unterstützen soll. Der Leitfaden wird 
2021 veröffentlicht und allen Interessierten kostenfrei zur Verfügung stehen.

10. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung für die Zukunft geplant, 
damit ältere Menschen sowohl in ihrem gewohnten Umfeld (Quartier) als 
auch sozial integriert leben können?

Ein übergeordnetes Ziel der Städtebauförderung von Bund und Ländern ist, 
Teilhabe und Austausch am gesellschaftlichen Leben für alle zu ermöglichen, 
und damit – auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels – den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken.
Bei der wirksamen Unterstützung der Quartiers- und Sozialraumentwicklung 
nimmt das Städtebauförderprogramm „Sozialer Zusammenhalt“ (ehemals „So-
ziale Stadt“) mit seiner sozialräumlichen Fokussierung eine zentrale Rolle ein. 
Bund, Länder und Kommunen fördern seit mehr als 20 Jahren städtebaulich-
investive und investitionsbegleitende Maßnahmen in benachteiligten Stadt- und 
Ortsteilen. Zielsetzung ist die Erhöhung der Wohn- und Lebensqualität und 
Nutzungsvielfalt, die Integration aller Bevölkerungsgruppen und die Stärkung 
des Zusammenhalts in der Nachbarschaft.
Bei den investiven Maßnahmen des Programms ist die Berücksichtigung der 
Bedürfnisse älterer Menschen durch eine altersgerechte Gestaltung des Wohn-
umfelds ein wichtiges Handlungsfeld. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der 
baulichen Qualifizierung von sozialen Infrastruktureinrichtungen zu Stadtteil-
zentren, Nachbarschafts- und Mehrgenerationenhäusern, um den investitions-
begleitenden Maßnahmen mit Schwerpunkten auf lebendigen Nachbarschaften, 
Begegnung, Aktivierung, Vernetzung und Unterstützung ein entsprechendes 
Raumangebot bieten zu können.
Die im Rahmen des Programms Soziale Stadt/Sozialer Zusammenhalt initiier-
ten oder gestärkten Treffpunkte und Anlaufstellen, auch in Form von Vor-Ort-
Büros des Quartiersmanagements, tragen in hohem Maße dazu bei, ältere Men-
schen zu erreichen. Von diesen Orten aus werden Hilfen und Unterstützungs-
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leistungen organisiert und generationenübergreifende Maßnahmen ins Leben 
gerufen. Älteren Menschen stehen somit eine Vielzahl an Angeboten zur Ver-
fügung, die aus dem Stadtteil heraus entwickelt werden, um den Potenzialen 
und dem Bedarf der Bewohnerinnen und Bewohner zu entsprechen. Ihre Band-
breite reicht von zielgruppengerechten Kursen (z. B. Sprachkurse, Kochkurse, 
Tanzkurse) über die gemeinsame Entwicklung eines Seniorenstadtplans, die 
Installation eines Senioreninformationssystems, die Organisation gemeinsamer 
Freizeitgestaltungen und Mahlzeiten bis zu generationenübergreifenden Part-
nerschaftsprojekten.
Im Jahr 2020 stehen Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung in Höhe von 
790 Mio. Euro zur Verfügung, darunter 200 Mio. Euro für das Programm 
„Sozialer Zusammenhalt“. Im Jahr 2021 sind Programmmittel in gleicher Höhe 
vorgesehen.
Zudem unterstützt die Bundesregierung weiterhin modellhafte Bau- und Inves-
tivmaßnahmen zur Umsetzung innovativer und beispielgebender Konzepte für 
das eigenständige Wohnen im Alter. So werden im Modellprogramm „Leben 
wie gewohnt“ des BMFSFJ bis 2023 einzelne Projekte des digitalen und tech-
nikgestützten Wohnens wie auch des gemeinschaftlichen Wohnens gefördert. 
Gemeinschaftliche Wohnformen unterstützen, neben dem eigenständigen Woh-
nen im Alter, auch den Austausch und die Interaktion im Quartier. Um Men-
schen am Ende des Lebens einen Verbleib im gewohnten Umfeld zu ermög-
lichen, wird das BMFSFJ ab Dezember 2020 zudem ein Programm „Sterben 
wo man lebt und zuhause ist“ durchführen.

11. Ist es aus Sicht der Bundesregierung eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, mehr altersgerechten Wohnraum zu schaffen und muss der Bund in
dieser Aufgabe eine aktive Rolle spielen, oder sieht die Bundesregierung
dies primär als Aufgabe der Länder und Kommunen (bitte begründen)?

Investitionen in altersgerechte Wohnungen und deren Umfeld sind wichtige 
Anliegen einer ganzheitlichen Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik. Der 
Bund unterstützt diese Aufgabe u. a. mit den genannten Programmen und Pro-
jekten. Diese tragen sowohl zur altersgerechten Gestaltung von Wohnraum und 
Wohnumfeld als auch zur Schaffung von Hilfestrukturen bei. Grundsätzlich 
handelt es sich aus Sicht der Bundesregierung um eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, bei der Akteure aller föderalen Ebenen im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit gefragt sind.
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